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Die Macht der Worte 

„Worte können sein wie winzige Arsendosen: 
sie werden unbemerkt verschluckt, 
sie scheinen keine Wirkung zu tun, 
und nach einiger Zeit ist die Giftwirkung noch da.“ 

(Victor Klemperer, Lingua Tertii Imperii (LTI) - die Sprache des Dritten Reiches. 1947)

Führende Politiker der „Alter-
native für Deutschland“ (AfD) 
geben vor, die Volksmeinung zu 
vertreten. Der Bundessprecher 
Alexander Gauland in einem 
Interview mit Radio Bremen: 
„Wir sind bestimmt eine popu-
listische Partei, weil wir dem 
Volk aufs Maul schauen.“ Bei 
näherer Betrachtung kann man 
feststellen, dass er und andere 
Vertreter_innen seiner Partei den 
Menschen bestimmte Vokabeln 
in den Mund legen, die die AfD 
dann später als Volksmeinung 
ausgeben kann. 

Professor Joachim Scharloth 
von der Technischen Universi-
tät Dresden hat Verlautbarun-
gen, Wahlprogramme und Pres-
semitteilungen verschiedener 
Parteien sprachwissenschaftlich 
untersucht. Er stellt fest: die 
AfD ist besonders auffällig. In 
der Sprache der AfD inden sich 
sehr viele skandalisierende und 
provozierende Ausdrücke, eine 
hohe Anzahl negativ wertender 
Adjektive und reichlich emo-
tional aufgeladene Verstärker. 
Die Grenze des Sagbaren wird 
immer mehr verschoben. Proble-
matische Begriffe sollen bewusst 
salonfähig gemacht werden. 
Oftmals benutzen AfD-Vertreter 
Wörter wie „sogenannt“, „an-
geblich“ oder „vermeintlich“, 
um gewollte Unterstellungen zu 
verhüllen. So sprechen sie z.B. 
von „sogenannten Flüchtlingen“. 
Hierdurch wird vermittelt, Men-
schen, die in Deutschland An-
trag auf politisches Asyl stellen, 
seien eigentlich keine richtigen 
Flüchtlinge oder Schutzsuchen-
de. Sie seien daher nicht wie sol-
che zu behandeln.

Die AfD setzt mit allen Mitteln 
darauf, Resonanzen zu erzeugen 
und sich als Protestpartei darzu-
stellen. Dafür bricht sie Tabus 
und polarisiert. Sie inszeniert 
Konlikte. Sie spricht so, dass 
über sie gesprochen wird. Die 
aggressive Sprache der AfD soll 
durch simple, bildhafte und dras-
tische Ausdrücke im Gedächt-
nis bleiben. Komplexe Zusam-
menhänge werden bei der AfD 
oft in einfache Deutungsraster 
gebracht, Schubladendenken er-
setzt differenziertes Verstehen. 
„Konzentration auf Eingängiges 
geht vor Vollständigkeit, harte 
und provokante Slogans sind 
wichtiger als lange, um Differen-
zierung bemühte Sätze…“ (AfD-
Manifest 2017). AfD-Politiker 
geben immer wieder Äußerun-
gen maximaler Angriffslust von 
sich. So kündete Alexander Gau-
land nach der Bundestagswahl 
an: „Wir werden sie jagen, wir 
werden Frau Merkel oder wen 
auch immer jagen – und wir wer-
den uns unser Land und unser 
Volk zurückholen.“ „Volk“ ist 
bei der AfD ein Zentralbegriff. 
Er wird dabei in den Gegensatz 
zweier Welten eingebettet: WIR 
und die ANDEREN. Eine Welt, 
die nur aus zwei gegensätzli-
chen Gruppierungen besteht, ist 
bedeutend leichter zu verstehen 
als eine Welt, die vielseitig und 
pluralistisch ist. Wer zum Volk 
gehört, deiniert die AfD häuig 
vertikal abgrenzend gegen das 
Establishment bzw. die Eliten, 
denen die Macht entrissen wer-
den muss und horizontal abschot-
tend gegen Ausländer_innen, 
die nicht dazu gehören (sollen). 
Beispielhaft zeigte Alexander 

Gauland im Sommer 2017 diese 
Vorgehensweise in seiner Rede 
gegen die Hamburger Bundes-
tagsabgeordnete Aydan Özoğuz, 
seinerzeitige Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration und 
somit Mitglied des politischen 
Establishments, die Gauland „in 
Anatolien entsorgen“ wollte, 
nachdem ihr im thüringischen 
Eichsfeld als „Ausländerin“ – 
auf seinen Rat hin - gezeigt wor-
den sei, „was speziisch deutsche 
Kultur ist.“ Gauland spielt dabei 
mit Metaphern; er weckt As-
soziationen, die besonders bei 
Menschen mit rechtsextremen 
Einstellungen begeistert aufge-
nommen werden. 

Nach dem Schulterschluss 
führender AfD-Vertreter mit 
Rechtsextremen auf dem „Trau-
ermarsch“ in Chemnitz Anfang 
September 2018 tritt Jörn Kru-
se, Co-Fraktionsvorsitzender 
der AfD in der Hamburgischen 
Bürgerschaft, aus der Partei aus. 
„Die waren nicht zufällig in ei-
ner Demo zusammen. Die haben 
es bewusst geplant, ganz bewusst 
den Schulterschluss gemacht mit 
Pro-Chemnitz, mit Pegida und so 
weiter,“ sagt er Ende September 
im NDR. Eine Einschätzung, die 
der jetzt alleinige Hamburger 
Fraktionsvorsitzende, Alexander 
Wolf, nicht teilt: „Ich kann ver-
sichern, dass die Partei im Land 
hier in Hamburg wie bundesweit 
einen vernünftigen, seriösen, pa-
triotischen, freiheitlichen Kurs 
fährt. Die Äußerungen von Kru-
se Richtung angeblicher Rechts-
ruck sind Quatsch.“ 

Alexander Wolf ist für die 
AfD auch im Schulausschuss der 

bunt statt braun
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Hamburgischen Bürgerschaft. 
Er hat zahlreiche Anfragen zu 
bildungspolitischen Themen im 
Parlament eingebracht und ent-
sprechende Reden gehalten. Es 
lohnt sich, seine Statements als 
AfD-Politiker näher zu betrach-
ten, ob sie so vernünftig und 
seriös sind, wie er den Kurs sei-
ner Partei beschreibt. Inwieweit 
versucht Wolf analog zu anderen 
AfD-Politikern über Sprache das 
Denken seiner Zuhörer_innen 
in eine bestimmte Richtung zu 
lenken, welche Assoziationen 
will er hervorrufen, welche Me-
taphern benutzt er? Wie ist seine 
Sprache auf dem Hintergrund 
der o.g. Untersuchungen von 
Professor Scharloth einzuschät-
zen?

Wolf lehnt „political correct-
ness“ ab (s. www.afd.de/per-
son/dr-alexander-wolf/), also 
den Anspruch, Ausdrücke und 
Handlungen zu vermeiden, die 
Gruppen von Menschen krän-
ken oder beleidigen können. 
Seinen Gegnern hält er jedoch 
Verstöße hiergegen vor. Er un-
terstellt in verschiedenen parla-
mentarischen Anfragen, es gäbe 
gegen die AfD eine systemati-
sche politische Indoktrination 
an verschiedenen Hamburger 
Schulen. Hierzu zählt er auch die 
Auseinandersetzung um gespen-
dete Schulrucksäcke an Flücht-
lingskinder. Eltern hätten der 
AfD berichtet, die Kinder seien 
von ihren Klassenlehrer_innen 
zum Spenden ihrer getragenen 
Rucksäcke indirekt gezwungen 
worden (Ds. 21/12825). Wolf 
zitiert in seiner Kleinen Anfrage 
zur Indoktrination (Ds. 21/8884) 
eine „betroffene Mutter“, die 
sich an ihn gewandt hätte: „Un-
ser Kind ist in der Grundschule 
(!) ausgegrenzt(!) worden auf-
grund seiner kritischen Haltung 
zu sogenannten Flüchtlingen. 
Dort fand ganz generell etwas 
statt, was ich als Gehirnwäsche 
bezeichnen möchte, wo die Kin-
der unter Ausnutzung ihrer Arg- 
und Ahnungslosigkeit darauf 
getrimmt worden sind, den soge-

nannten Flüchtlingen gegenüber 
eine positive Grundhaltung ein-
zunehmen, inklusive Spenden-
lauf.“ Als Verantwortliche für 
diese „Gehirnwäsche“ benennt 
die von Wolf bewusst so zitierte 
Mutter die Klassenlehrerin ihres 
Kindes, „die als Ausländerin ver-
ständlicherweise keine besonde-
re Bindung zu Deutschland emp-
indet“. 

Wolf sieht die AfD als Opfer 
von gezielten Benachteiligungen 
in der Schule. In diesem Zusam-
menhang möchte er die Namen 
von Lehrpersonen und Schullei-
tungsmitgliedern wissen, die an 
Anti-AfD-Veranstaltungen und 
-Aktionen im Rahmen schuli-
scher Verantwortung teilgenom-
men, davon gewusst bzw. nichts 
dagegen unternommen hätten. 
Er möchte namentlich wissen, 
wer was konkret getan und ge-
sagt hat, während er sich selbst 
auf nicht näher gekennzeichnete 
Dokumente und Hinweisgeber 
bezieht. Die Rechtsauffassung, 
auf die der Senat in seiner Ant-
wort verweist, nämlich Namen 
von Lehrkräften aus daten-
schutzrechtlichen Gründen nicht 
zu nennen (Recht auf informati-
onelle Selbstbestimmung aus Ar-
tikel 2 Abs.1 in Verbindung mit 
Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz), 
konnte Wolf sich als Rechtsan-
walt bereits vorher erschließen. 

Offensichtlich verfolgt er mit 
solcherart Fragestellung aber 
die Taktik, unterschwellig Ver-
haltenssteuerung vor Ort zu 
beeinlussen. Dieses lässt sich 
auch in seiner Kleinen Anfrage 
zur Handreichung der Amadeu 
Antonio Stiftung erkennen (Ds. 
21/4715). Dort will er u.a. wis-
sen, ob und wo Zusammenkünfte 
von GEW-Mitgliedern in Dienst-
räumen stattfanden, in denen die 
Handreichung diskutiert wurde 
und welche Nicht-GEW-Mitglie-
der an diesen Zusammenkünften 
beteiligt waren. Schulleitungen 
und GEW-Vertretungen sollten 
dazu konkret befragt werden. 
Wolf möchte in einer anderen 
Kleinen Anfrage (Ds. 21/10085) 
den Senat dazu bringen, sich 
zum Unterstützerkreis von „Auf-
stehen gegen Rassismus“ zu äu-
ßern. Wolf möchte vom Senat 
wissen, ob dieser eine Unter-
stützung des Bündnisses durch 
Landesbeamte für vereinbar mit 
dem Beamtenstatusgesetz hält. 
Auch hier geht es m.E. Wolf um 
eine präjudizierende Wirkung. 
Interessierte an „Aufstehen ge-
gen Rassismus“ sollen von einer 
Teilnahme abgeschreckt werden. 

Wolf markiert wie andere 
AfD-Politiker_innen bestimmte 
Wörter. Beispiel: Bei der Dis-
kussion zur inanziellen Förde-
rung des ehrenamtlichen Enga-

Politische Indoktrination immer schlimmer: Riesige Propaganda-Plakate an 

Dortmunder Grundschulen!
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gements des Flüchtlingsforums 
in der Hamburger Bürgerschaft 
prägt er den Begriff der „Flücht-
lingsindustrie“, um seine Kritik 
zu dramatisieren. „Es geht im 
Kern darum, die Flüchtlings-
industrie weiter zu fördern, sie 
auszubauen und ihr weitere 
staatliche Mittel zur Verfügung 
zu stellen“ (Plenarprotokoll 
21/12, S.742). Er wendet sich da-
bei u.a. gegen die Träger der frei-
en Wohlfahrtsverbände, Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, 
Selbstorganisationen und den 
Integrationsbeirat. Die Durch-
führung von Informationsver-
anstaltungen zur Unterbringung 
von Flüchtlingen, zu ihrer Integ-
ration und Partizipation nennt er 
„Pro-Asyl-Propaganda“. „Früher 

nannte man das Propaganda. Ich 
wiederhole Propaganda.“ Diese 
fördere die „Massenimmigra-
tion, die uns derzeit überrollt.“ 
Bei diesen Menschen – so Wolf 
weiter – handele es sich überwie-
gend um „Einwanderer aus frem-
den Kulturkreisen…, die häuig 
nicht integrationswillig und inte-
grationsfähig sind.“ Er stellt die 
Ausgaben für Flüchtlinge den 
geringen Altersrenten Deutscher 
gegenüber und konstruiert da-
mit bewusst ein nicht existentes 
Junktim. „Das Schlimme aber 
ist, dass hier mit Unsummen an 
Steuergeldern Ausländer letzt-
lich dauerhaft angesiedelt und 
alimentiert werden, die dieses 
Land längst wieder hätten ver-
lassen müssen. Es gärt in der 

Bevölkerung angesichts dieser 
Zustände […] Für illegal Zuge-
wanderte werden Unsummen 
locker gemacht, während immer 
mehr Deutsche von Armutsren-
ten leben und ein unwürdiges 
Leben fristen.“ 

Wolf bezeichnet die Anmel-
dung des Themas „Rechtsextre-
mismus beim Namen nennen“ 
durch die Fraktion der Grünen 
zur Aktuellen Stunde in der 
Hamburgischen Bürgerschaft 
einen scheinheiligen Aufstand 
der Anständigen, wo die „mora-
lische Keule“ gegen die Teilneh-
mer_innen der „Merkel-muss-
weg“-Demo geschwungen wer-
de (https://www.youtube.com/
watch?v=ZTorv6cvFjg). Wolf 
verteidigt die Teilnehmer_in-
nen der Anti-Merkel-Demo als 
wahre Demokraten. Sie würden 
mit ihrem öffentlichen Zusam-
menkommen ein Zeichen setzen 
für „Courage und Mut“ und die 
„Bürgergesellschaft gegen den 
Obrigkeitsstaat“ verteidigen, der 
– so Wolf – „heute nicht mehr 
mit Perücke und Schnallenschu-
hen auftritt, sondern in Gestalt 
eines sozialdemokratischen In-
nensenators und seines Verfas-
sungsschutzes.“ Die Hamburger 
Morgenpost berichtete: „Der 
Hamburger Verfassungsschutz 
hat Verbindungen der rechtspo-
pulistischen Partei AfD zu offen 
rechtsextremistischen Organisa-
tionen aufgedeckt. Bindeglied 
seien dabei die „Merkel muss 
weg“-Demonstrationen. Die 
rechtsextremen Organisatoren 
dieser Demos haben nachgewie-
sener Weise Kontakt mit Landes-
verbänden der AfD.“ Innensena-
tor Andy Grote hatte im NDR 
darauf aufmerksam gemacht: 
„Jeder, der da hinkommt, muss 
wissen, dass er mit Rechtsextre-
men gemeinsame Sache macht.“ 
Er verwies darauf, dass die Initi-
atorin dieser Anti-Merkel-Kam-
pagne von der AfD-Fraktion als 
Rednerin zu einer Veranstaltung 
ins Rathaus eingeladen worden 
sei. „Das ist jetzt nicht Aus-
druck von größtmöglicher Di-

ANZEIGE
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stanz“ (Hamburger Abendblatt 
12.3.2018).

Alexander Wolf inszeniert 
sich in der Hamburgischen 
Bürgerschaft gerne als mutigen 
Sprecher gegen Machtmiss-
brauch, so mit seiner peinlichen 
Rede „J´accuse“ („Ich klage 
an“) in der Nachfolge von Emi-
le Zolas berühmten offenen 
Brief zu den Fälschungen in der 
Dreyfus-Affäre (www.youtube.
com/watch?v=m6OjBZ6oRUc): 
„[…] Ich klage an, die Vergabe 
von Steuergeldern an Organisa-
tionen, an Stiftungen und linke 
Projekte, hinter denen sich allzu 

oft auch Linksextreme verber-
gen. Ich nenne beispielhaft attac 
oder auch die Amadeo Antonio 
Stiftung. Ich klage an die Ver-
harmloser in Politik und Gesell-
schaft, die das über viele Jahre 
sehenden Auges zugelassen ha-
ben…“ 

Im Sommerinterview des 
NDR am 31.7.2018 sieht Alex-
ander Wolf keinen Grund, sich 
von Gaulands Einschätzung 
beim Bundeskongress der Jun-
gen Alternativen im Juni 2018 
zu distanzieren, „ Hitler und die 
Nazis sind nur ein Vogelschiss in 
über tausend Jahre erfolgreicher 

deutscher Geschichte.” Es sei 
– so Wolf – lediglich eine „un-
glückliche Formulierung“. 

Alexander Wolf gehört zu 
denjenigen, die mit ihren „un-
glücklichen Formulierungen“ 
bestimmte Einstellungen subtil 
fördern wollen. Er ist einer der 
AfD-Politiker_innen, die po-
larisieren, skandalisieren und 
diffamieren. Die sprachwissen-
schaftliche Betrachtung seiner 
Äußerungen kann dazu beitra-
gen, seine tatsächlichen Absich-
ten offenzulegen.

STEFAN ROMEY


